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in dem Verwaltungsrechtsstreit
des Herrii

- Kläger-

Prpzessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Becher & DiePkmarm,-Rathausgasse
11 a, 53111 Bonn,

■  gegen ; . ■ . ,

den Landkreis Kusel, -Auslä'nderbehörde-, Trierer Straße 49- 51, 66869 Kusel, ,
-  - Beklagter-

wegen

hat die 9. am 9. Februar 2022 durch



.  Richter'äm Verwä^^^ Lauer als Berichterstä^^^^ - .

für Recht erkannt:

-  Oer Bescheid,der Beklagten vom 10.- MaL2Ö21 wird aufgehoben..

Die kostön des Verfahrens trägt der Beklagte., • . .

Das yrteibst Wegen der Kosten •;

Tatbestand -

Der Kläger begehrt die Aufhebung einer Ordnungsverfüguhgi mit der-der Beklagte- .
.  denn Kläger auferlegt hat, seinen Pass bzw. Passersatzpapier vorzulegen, bzwt eiri-

solches Dokument zu beantragen, . . r

.: Der^KlägeDist afghantepher Staatsartgehörig -grreisfe am 11.-Sbptember 2020 In

.  die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte dort am gleichen Tage einen

Asylantrag,;.Dieser würde, durch Bescheid des Bundesamtes; und

Flüchtlinge 8223757) vom 11- März 2021 abgelehnt;;der.Kiäger wurde unter

Abschlebunigsähdröhuhg zur- Ausreise aus der Bundesrepublik Deutschland;-"' .,:- ■

aufgefordert. ... :

- Der-Ausreiseverpflichtung ist der Kläger seit dem 9. April" 2021 nicht

nachgekommen. . . z ^ '

' Mit< Bescheid vom. 10. Mai 2021 forderte der Beklagte den Kläger-auf, dar

Aüsländerbehörde bis. zum. 14. Juni 2021 einen gültigen Pass oder ein gültiges

' Passersatzpapier vorzulegen. Für den Fall, dass der Kläger nicht im Besitz eines

derartigen.Papiers sein sollte, wurde er aufgefordert,-ein derartiges Dokument beirh

Generalkonsulat der isiämischen Republik Afgha'histan zü beantragen. Er wurde. • ;

. ferner aufgeförcjert, ein ;derartiges Dokument oder einen A(ächwe^^

'. beärbeitungsfäjiigen'A^^^ zum 2S'.Munf2Ö21 vorzuiegen^^ wu^e ,
Jhm dle-zwahgsw^^ beim Geheralkonsulal^er Islämi^^ Republik ■ - ' ■^5
Afghanistan ängedröht. ' .r;
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Aiti 20.' , .mit der er sich

r im

Wesentlichen vor, die Androhung des uhhiittgitieren. sei rechtswidrig, da'
vorrangig ein Zwahgsgefd hätte angedroht Wie(|ten nrfiEisse:n.Jm Obrigeo sgi es :ihrh
im Hinblick auf die aktuellen Geschehnisse in Afghäriistan ünrnöglich, in der.

Der Kläger beantragt,- v - :

den Bescheid des Beklagten vom 10. Mai 2021 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt, ; ' \
%  ' k . j • t • "'j . '

■  die Kjäge abzuweisen..

Er trägt:vor, dass es dem Kläger seit der Machtergreifuhg durch die Taliban derzeit
nicht möglich, is^ einen Pass zu. beschäl Daher habe er auch derzeit keine

y^m lyiai 2021 (Az.: 9 L

1823/21.TR).a.b,

- Die Walteren-Einzöiheiten, des Sach^ upd Streitständes ergeben sibh. aus der

;' derEntscheldüngafindung
zugrunde liegenden Erkenrithisrnittel über ,die .Situation in

:  y Äfgbanfetan. - • •' -V .
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•  zulässige Klage ist begfündeL Der. ärigegriffene Bescheid ist rechtswidrig,
\^lei^dep:KlägeNn sepe^ undist'ctaheraüfeuheben (S4t3 Abs: 1 Säte
1 und Abs, 5 Sate 1. VenwaitijngsgeriGhtsqrdnüng - VwGQ -).

Die im Bescheid festgehaitena^ Klägers, seinen Eass öder ein V
Pässersätzpapier öder einea . Nachweiis über : eihen erit^prechen^^en ^
bearbeitiingsfähigen Antrag beim Beklagteri yQiKulegen, besteht zum
mäßgebiichen Zeitpunktder genVhtlichen Entscheidung nicht. •• , ■ , . ■ ;

Zwar sind Ausländer grundsätzlich tm'Rahmeh ihres Asylyerfahrens gem. .§ 15 Abs
2 Nr. Abis 6v Abs. 3 Nr. 1 Asylgesete-AsylG i.\^b: § 48 Abs. 1 Autenthaltsgesetz
- AufenthÖ- verpflichtet, ihren Pass. oder Passersate \roteulegen bzW. im Falle des
Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder P^sereatzes an der Beschaffung eines
entsprechenden Identitätspapieres mitzuwirken.

. Anhaltsipunkte dafür, däss der- Kläger bereits über einen Päss .oder ein
. Passersatepapier verfügt, sind jedoch zunächst Weder vorgetragen noch ersichtlich .

Daneben ist As dem Kläger-aufgrund-Aer aktuellen Entwicklungen in Afghanistan l ,
jedenfalls seit Ende August 2021 nicht mehr möglich,-den" übrigen diesbezüglich eh

- yerpfiichtungeh'bzW.'-Obliegenheiten nachzukorhmen. Nach, dbr;^
der Talihän-bestehtjin Afghänistän kein geordneterStäaisappäfät mehr: Die Taliban,leiten ihren Herrschaftsansprüch äüssqhließlieh-re|igiös her;^te Emenhu^^

. am 7; September 2021 bleiben zentrale
f^gerr nach der zukünftigen: Verfasstheit; ^ .den gesellschaftlichen ■

\Rahmenbeäingungen des, afghanischen Staates weitgeHend/^unäeldärt Dies .
schließt . insbesondere auch ^ Justiz .und Rbchtswesen ein (vgl ausführlich
Auswärtiges Arnt,. Bencht; über die asyP. und, absc^iebungsreieyänte Lage^- i^
Afghanistan vöhi;22L Oktoher2021. Seite 41): -v - y

Die degtechen wie auch alle übrigen auslärKtisehen'Bgtac^ätfenJn^ • s
geschlossen. GjeichfaUs wird die deTaöto-Regieruhg durbhB^^^^ im Ausland
nichf anerkannt . - ^

5-



'^5-

•V.^v-

, N

,  ; Vor di^em Hintergrund ist es füi^pil^rgründsätzlieft: -^
ausdrücklich zugestanden - uniTiSglich. wie, im streitgegenstlndiieheh'BeScHeid

. gefordert, im afghanischen ©e|irallföh:suiaf in Bonn, ein entsprechende^ '

. Passdokumenfzu beantragen oderizüsbeWehaff^^^

Zu einer objektiv unmöglichen Leistungvkanh jedoch niemand veipfliehtet werden, .
vgl. § 44 Abs. 2 Nn 4 des' Verwaltungsvgrfahrerisgesetzes.; Damit geht auch die ih

, den. Ziff. 1 und. 2 der streitgeganständiichen Ordriungsverfügung niedergelegte
Aufforderung des Beklagten fehl.

. Söfefn der Beklagte vorträgt, dass es dem Kläger zum Zeitpunkt des Erlasses der

.t " ®^.l^^f9^.9^f'l^3ndliöhen Verfügung m gewesen wäre, die geforderten Papiere
gieh|j^die^r .Einwand fehl Entscheidend ist insoweit vorliegend: die

Entscheidung; § 77 Abs. 1 a -

ist.es jedoch - wie ausgeführt - dem Kjäger
. nicht möglieh, einen entsprechenden Antrag zu stellen. .' ' '

Klarstellend war auch Ziff. 3 des angegriffenen Bescheides aufzuheben, da für den
. Fäll der tatsächlichen Unmöglichkeit einer eigenständigen. Beantragung eines
. Pa^es oder 'Tassersatzpapiere -.eine zwangsweise: Vorführung ebenfalls ^

,  ausscheidet, zumal e.ine derartige Vorführung den beabsichtigten Erfolg: - eben die

Ausstellung eines Identitätsnachweises - nicht würde zeitigen können.

,  Die. Kostenentscheidimg folgt aus.§ 454 Abs. .1 VwGO. .Gerichtskosten vrerden.
gemäß; § 83b AsylG, nicty erhoben. Die' Entscheidung über :die .Vorläuflga ' ̂
yollatr^backeit |gs-^^ hinsichtlich der Kosten findet ihre Rechtsgrundlage in ■ ' -

'.. §§ 167 VwGO, 708 Nr.-11 Zjvilprozessordnung - ZPO -. ^ ' ' , . "
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■  äRech tem itteJ belehrung

Die • Beteiligten können innerhalb eines Monats , nach .Zustellung dieses. Urteils- .die

■ßfalz^bearitfagen.
er, Egbertshaße 20a, 54295 Trier, ö'chril^iichoder nach Maßgabe des § 55a VwGÖ als elektrönisches Dokument:ZU stellen. Qer Antrag

muss das angefochtene Urteirbezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus derien die
Berufung zuzulassen-ist,, daizuiegen. <

Der Antrag auf Zulassung, der Berufung und die Begründung müssen durch einen
Rechtsanwalt oder eine-sonstige nach Maßgabe des §• 67 VwGO yertrefungsbefugte
Person oder Organisation erfolgen. In den Fällen des § 55d VwGO Ist ein elektronisches
Dokument nach Maßgabe des § 55a VwGO zu überraittein. . . ' .

(

Die Berufüng kann nur zugelassen werden, wenn ■

1. die Rechtssäche grundsätzliche Bedeutung hat.

2. das Urteil ypn,einer Entscheidung; des Oberverwaltungsgerichts Rheinlahd-Pfälz dea
..Bundesyerwaltungsgerichts, des Gemeinsarheh Senates ..der obersten Gerichtshöfe
beruht"öd^

3. einjn § ;138 VwGO bezeichnetenVerfahrensmarigel geltend gemacht wird ünd vorliegt.

Dr. Lauer

Unterzeichnen Dr. Lauer, Mischä
Datum: 09.02.2022 08:29 Uhr "




